
Falle des Abs. 1 nach § 60, im Falle des Abs. 2
nach § 61 bestraft.

(BGBl 1987/336)

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer sich durch
grobe Täuschung über Tatsachen, insbesondere
durch Vortäuschen gänzlicher oder teilweiser
Dienstuntauglichkeit, dem Zivildienst für immer
oder dem Einsatz bei einem außerordentlichen
Notstand zu entziehen sucht.

Verwaltungsübertretungen

§ 60. Wer der Zuweisung zu einer Einrichtung
im Rahmen des ordentlichen Zivildienstes länger
als 30 Tage oder der Zuweisung im Rahmen des
außerordentlichen Zivildienstes länger als acht
Tage nicht Folge leistet, begeht, sofern das Ver-
halten nicht den Tatbestand einer in die Zustän-
digkeit der „ordentlichen“ Gerichte fallenden
strafbaren Handlung bildet, eine Verwaltungsüber-
tretung und ist hiefür von der Bezirksverwaltungs-
behörde mit Geldstrafe bis zu 2 180 Euro, im
Falle der Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheits-
strafe bis zu sechs Wochen, oder mit Freiheitsstra-
fe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. (BGBl I
2013/161)

(BGBl I 2010/83)

Abschnitt XI

Übergangs-, Schluß- und besondere
Verfahrensbestimmungen

(BGBl. Nr. 344/1981)

§ 71. Während des Zivildienstes sind folgende
vorbeugende Maßnahmen ohne Rücksicht darauf,
ob sie vor oder während des Zivildienstes ausge-
sprochen worden sind, außer Wirksamkeit gesetzt:

1. Weisungen nach § 50 des Strafgesetzbuches,
BGBl. Nr. 60/1974, oder nach dem Jugendge-
richtsgesetz 1961, BGBl. Nr. 278, soweit ihre
Einhaltung mit dem Dienst unvereinbar ist;

2. gerichtliche Erziehungsmaßnahmen, soweit
sie mit dem Dienst unvereinbar sind.

6/43. Zivilrechts-Mediations-Gesetz
(Auszug)

 
IV. Abschnitt

Rechte und Pflichten des eingetragenen
Mediators

Verschwiegenheit, Vertraulichkeit

§ 18. Der Mediator ist zur Verschwiegenheit
über die Tatsachen verpflichtet, die ihm im Rah-
men der Mediation anvertraut oder sonst bekannt
wurden. Er hat die im Rahmen der Mediation er-
stellten oder ihm übergebenen Unterlagen vertrau-
lich zu behandeln. Gleiches gilt für Hilfspersonen
des Mediators sowie für Personen, die im Rahmen
einer Praxisausbildung bei einem Mediator unter
dessen Anleitung tätig sind.

...

VIII. Abschnitt

Strafbestimmungen

§ 31. (1) Wer entgegen seiner Pflicht zur Ver-
schwiegenheit und Vertraulichkeit (§ 18) Tatsa-
chen offenbart oder verwertet und dadurch ein
berechtigtes Interesse einer Person verletzt, ist
vom Gericht mit einer Freiheitsstrafe bis zu sechs
Monaten oder einer Geldstrafe bis zu 360 Tages-
sätzen zu bestrafen.

(2) Der Täter ist nicht zu bestrafen, wenn die
Offenbarung oder Verwertung nach Inhalt und
Form durch ein öffentliches oder ein berechtigtes
privates Interesse gerechtfertigt ist.

(3) Der Täter ist nur auf Verlangen des in sei-
nem Interesse an Geheimhaltung Verletzten zu
verfolgen.

...

6/44. Zugangskontrollgesetz (Auszug)
 

Begriffsbestimmungen

§ 2. Im Sinn dieses Bundesgesetzes bedeuten
1. Diensteanbieter: eine natürliche oder juristi-

sche Person oder eine sonstige rechtsfähige Ein-
richtung, die geschützte Dienste bereitstellt;

2. geschützter Dienst: eine Fernsehsendung,
eine Radiosendung oder ein Dienst der Informati-
onsgesellschaft, die oder der gegen Entgelt und
unter einer Zugangskontrolle erbracht wird, ein-
schließlich der Zugangskontrolle für solche
Dienste, soweit sie als eigenständiger Dienst an-
zusehen sind;

3. Fernsehsendung: eine drahtgebundene oder
drahtlose, erdgebundene oder durch Satelliten
vermittelte, unverschlüsselte oder verschlüsselte
Erstsendung von Fernsehprogrammen, die zum
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§ 59. (1) Wer sich durch Herbeiführung seiner
gänzlichen oder teilweisen Dienstuntauglichkeit
dem Zivildienst für immer oder dem Einsatz bei
einem außerordentlichen Notstand zu entziehen
sucht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten
zu bestrafen.




